
 

Verpflichtung zur Wahrung der Vertraulichkeit 

 

- und zur Beachtung der datenschutzrechtlichen Regelungen 

 

 

Sehr geehrte(r) Frau/Herr   ……………………………………..  

 

Sie verarbeiten im Rahmen ihrer Tätigkeit für den TTC 1990 Gröningen e.V. personenbezogene Daten. 

Daher werden Sie hiermit zur Beachtung des Datenschutzes, insbesondere zur Wahrung der 

Vertraulichkeit, verpflichtet. Ihre Verpflichtung besteht umfassend. Sie dürfen personenbezogene Daten 

nur auf Weisung verarbeiten und dürfen Dritte diese Daten nicht unbefugt mitteilen oder zugänglich 

machen. Dabei ist zu beachten, dass es sich bei den Mitgliedern im Verhältnis zum Verein um Dritte 

handelt. Daten eines Mitglieds dürfen nicht ohne eine ausreichende Rechtsgrundlage (z.B. Einwilligung) an 

andere Mitglieder weitergeleitet werden.  

Ihre Verpflichtung zur Wahrung der Vertraulichkeit besteht ohne zeitliche Begrenzung und auch nach 

Beendigung Ihrer Tätigkeit für den Verein.  

Verstöße gegen Datenschutzbestimmungen können nach Art. 83 DSGVO und nach § 42 BDSG neue 

Fassung sowie nach anderen Gesetzen mit Geldbußen bis 20 000 EUR oder mit Freiheits- oder Geldstrafe 

geahndet werden. Datenschutzverstöße und Verstöße gegen andere Geheimhaltungspflichten können 

zugleich eine Verletzung arbeits- oder dienstrechtlicher Pflichten bedeuten und entsprechende 

Konsequenzen nach sich ziehen, z.B. Abmahnung, fristlose oder fristgerechte Kündigung, 

Schadensersatzpflicht.  

 

Über die Verpflichtung zur Vertraulichkeit im Umgang mit personenbezogenen 

Daten und die sich daraus ergebenden Verhaltensweisen und möglichen 

Sanktionen bei Verstößen dagegen wurde ich heute unterrichtet und belehrt.  

Ich habe ein Exemplar dieser Verpflichtungserklärung und das Merkblatt zur 

Verpflichtungserklärung mit dem Abdruck der einschlägigen Vorschriften erhalten. 

Ein unterschriebenes Exemplar dieses Schreibens liegt beim TTC 1990 

Gröningen e.V.. 

 

_________________________________ 

Ort, Datum                  

 

_____________________________________                _____________________________________ 

Unterschrift  1990 Gröningen                                                    Unterschrift  Verpflichtender 

 

 



Merkblatt zur Vertraulichkeitsverpflichtung 

A.  Art. 4 DSGVO Begriffsbestimmungen 

Im Sinne dieser Verordnung bezeichnet der Ausdruck: 

1. „personenbezogene Daten“ alle Informationen, die sich auf eine identifizierte oder 
identifizierbare natürliche Person (im Folgenden „betroffene Person“) beziehen; als 
identifizierbar wird eine natürliche Person angesehen, die direkt oder indirekt, 
insbesondere mittels Zuordnung zu einer Kennung wie einem Namen, zu einer 
Kennnummer, zu Standortdaten, zu einer Online-Kennung oder zu einem oder mehreren 
besonderen Merkmalen identifiziert werden kann, die Ausdruck der physischen, 
physiologischen, genetischen, psychischen, wirtschaftlichen, kulturellen oder sozialen 
Identität dieser natürlichen Person sind; 

2. „Verarbeitung“ jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter Verfahren ausgeführten Vorgang 
oder jede solche Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbezogenen Daten wie 
das Erheben, das Erfassen, die Organisation, das Ordnen, die Speicherung, die 
Anpassung oder Veränderung, das Auslesen, das Abfragen, die Verwendung, die 
Offenlegung durch Übermittlung, Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung, 
den Abgleich oder die Verknüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die 
Vernichtung; 

 

B. Strafvorschriften des §42 DSAnpUG-EU (BDSG-neu) 

 
1. Mit Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer wissentlich nicht 

allgemein zugängliche personenbezogene Daten einer großen Zahl von Personen, ohne 
hierzu berechtigt zu sein.  

1. Einem dritten übermittelt 
2. Auf andere Art und Weise zugänglich macht 

und hierbei gewerbemäßig handelt. 

2. Mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren oder mit Geldstrafe wird bestraft, wer 
personenbezogene Daten, die nicht allgemein zugänglich sind, 

1. ohne hierzu berechtigt zu sein, verarbeitet oder 
2. durch unrichtige Angaben erschleicht 

                und hierbei gegen Entgelt oder in der Absicht handelt, sich oder einen anderen zu                           

                bereichern oder einen anderen zu schädigen.      

  3.  Die Tat wird nur auf Antrag verfolgt. Antragsberechtigt sind die betroffene Person, der      

       Verantwortliche, die oder der Bundesbeauftragte und die Aufsichtsbehörde.    



         Art. 83 DSGVO  

Allgemeine Bedingungen für die 
Verhängung von Geldbußen 

1. Jede Aufsichtsbehörde stellt sicher, dass die Verhängung von Geldbußen gemäß diesem 
Artikel für Verstöße gegen diese Verordnung gemäß den Absätzen 4, 5 und 6 in jedem 
Einzelfall wirksam, verhältnismäßig und abschreckend ist. 

2. Geldbußen werden je nach den Umständen des Einzelfalls zusätzlich zu oder anstelle von 
Maßnahmen nach Artikel 58 Absatz 2 Buchstaben a bis h und j verhängt. 2Bei der 
Entscheidung über die Verhängung einer Geldbuße und über deren Betrag wird in jedem 
Einzelfall folgendes gebührend berücksichtigt:  

1. Art, Schwere und Dauer des Verstoßes unter Berücksichtigung der Art, des Umfangs oder 
des Zwecks der betreffenden Verarbeitung sowie der Zahl der von der Verarbeitung 
betroffenen Personen und des Ausmaßes des von ihnen erlittenen Schadens; 

2. Vorsätzlichkeit oder Fahrlässigkeit des Verstoßes; 

3. Jegliche von dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter getroffenen 
Maßnahmen zur Minderung des den betroffenen Personen entstandenen Schadens; 

4. Grad der Verantwortung des Verantwortlichen oder des Auftragsverarbeiters unter 
Berücksichtigung der von ihnen gemäß den Artikeln 25 und 32 getroffenen technischen 
und organisatorischen Maßnahmen; 

5. etwaige einschlägige frühere Verstöße des Verantwortlichen oder des 
Auftragsverarbeiters; 

6. Umfang der Zusammenarbeit mit der Aufsichtsbehörde, um dem Verstoß abzuhelfen und 
seine möglichen nachteiligen Auswirkungen zu mindern; 

7. Kategorien personenbezogener Daten, die von dem Verstoß betroffen sind; 

8. Art und Weise, wie der Verstoß der Aufsichtsbehörde bekannt wurde, insbesondere ob 
und gegebenenfalls in welchem Umfang der Verantwortliche oder der Auftragsverarbeiter 
den Verstoß mitgeteilt hat; 

9. Einhaltung der nach Artikel 58 Absatz 2 früher gegen den für den betreffenden 
Verantwortlichen oder Auftragsverarbeiter in Bezug auf denselben Gegenstand 
angeordneten Maßnahmen, wenn solche Maßnahmen angeordnet wurden; 

 
 
 
 

https://dsgvo-gesetz.de/art-58-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-25-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-32-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-58-dsgvo/


 
10. Einhaltung von genehmigten Verhaltensregeln nach Artikel 40 oder genehmigten 

Zertifizierungsverfahren nach Artikel 42 und 

11. jegliche anderen erschwerenden oder mildernden Umstände im jeweiligen Fall, wie 
unmittelbar oder mittelbar durch den Verstoß erlangte finanzielle Vorteile oder 
vermiedene Verluste. 

3. Verstößt ein Verantwortlicher oder ein Auftragsverarbeiter bei gleichen oder miteinander 
verbundenen Verarbeitungsvorgängen vorsätzlich oder fahrlässig gegen mehrere 
Bestimmungen dieser Verordnung, so übersteigt der Gesamtbetrag der Geldbuße nicht den 
Betrag für den schwerwiegendsten Verstoß. 

4. Bei Verstößen gegen die folgenden Bestimmungen werden im Einklang mit Absatz 2 
Geldbußen von bis zu 10 000 000 EUR oder im Fall eines Unternehmens von bis zu 2 % seines 
gesamten weltweit erzielten Jahresumsatzes des vorangegangenen Geschäftsjahrs verhängt, 
je nachdem, welcher der Beträge höher ist:  

1. die Pflichten der Verantwortlichen und der Auftragsverarbeiter gemäß den Artikeln 8, 11, 
25 bis 39, 42 und 43; 

2. die Pflichten der Zertifizierungsstelle gemäß den Artikeln 42 und 43; 
3. die Pflichten der Überwachungsstelle gemäß Artikel 41 Absatz 4. 

5. Bei Verstößen gegen die folgenden Bestimmungen werden im Einklang mit Absatz 2 
Geldbußen von bis zu 20 000 000 EUR oder im Fall eines Unternehmens von bis zu 4 % seines 
gesamten weltweit erzielten Jahresumsatzes des vorangegangenen Geschäftsjahrs verhängt, 
je nachdem, welcher der Beträge höher ist:  

1. die Grundsätze für die Verarbeitung, einschließlich der Bedingungen für die Einwilligung, 
gemäß den Artikeln 5, 6, 7 und 9; 

2. die Rechte der betroffenen Person gemäß den Artikeln 12 bis 22; 
3. die Übermittlung personenbezogener Daten an einen Empfänger in einem Drittland oder 

an eine internationale Organisation gemäß den Artikeln 44 bis 49; 
4. alle Pflichten gemäß den Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten, die im Rahmen des 

Kapitels IX erlassen wurden; 
5. Nichtbefolgung einer Anweisung oder einer vorübergehenden oder endgültigen 

Beschränkung oder Aussetzung der Datenübermittlung durch die Aufsichtsbehörde 
gemäß Artikel 58 Absatz 2 oder Nichtgewährung des Zugangs unter Verstoß gegen Artikel 
58 Absatz 1. 
 

6. Bei Nichtbefolgung einer Anweisung der Aufsichtsbehörde gemäß Artikel 58 Absatz 2 werden 
im Einklang mit Absatz 2 des vorliegenden Artikels Geldbußen von bis zu 20 000 000 EUR 
oder im Fall eines Unternehmens von bis zu 4 % seines gesamten weltweit erzielten 
Jahresumsatzes des vorangegangenen Geschäftsjahrs verhängt, je nachdem, welcher der 
Beträge höher ist. 

 
7. Unbeschadet der Abhilfebefugnisse der Aufsichtsbehörden gemäß Artikel 58 Absatz 2 kann 

jeder Mitgliedstaat Vorschriften dafür festlegen, ob und in welchem Umfang gegen Behörden 
und öffentliche Stellen, die in dem betreffenden Mitgliedstaat niedergelassen sind, Geldbußen 
verhängt werden können. 

 

https://dsgvo-gesetz.de/art-40-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-42-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-8-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-11-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-25-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-39-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-42-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-43-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-42-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-43-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-41-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-5-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-6-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-7-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-9-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-12-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-22-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-44-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-49-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/kapitel-9/
https://dsgvo-gesetz.de/art-58-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-58-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-58-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-58-dsgvo/
https://dsgvo-gesetz.de/art-58-dsgvo/


 

8. Die Ausübung der eigenen Befugnisse durch eine Aufsichtsbehörde gemäß diesem Artikel 
muss angemessenen Verfahrensgarantien gemäß dem Unionsrecht und dem Recht der 
Mitgliedstaaten, einschließlich wirksamer gerichtlicher Rechtsbehelfe und ordnungsgemäßer 
Verfahren, unterliegen. 

9. Sieht die Rechtsordnung eines Mitgliedstaats keine Geldbußen vor, kann dieser Artikel so 
angewandt werden, dass die Geldbuße von der zuständigen Aufsichtsbehörde in die Wege 
geleitet und von den zuständigen nationalen Gerichten verhängt wird, wobei sicherzustellen 
ist, dass diese Rechtsbehelfe wirksam sind und die gleiche Wirkung wie die von 
Aufsichtsbehörden verhängten Geldbußen haben. 2In jeden Fall müssen die verhängten 
Geldbußen wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein. 3Die betreffenden 
Mitgliedstaaten teilen der Kommission bis zum 25. Mai 2018 die Rechtsvorschriften mit, die 
sie aufgrund dieses Absatzes erlassen, sowie unverzüglich alle späteren Änderungsgesetze 
oder Änderungen dieser Vorschriften. 

Passende Erwägungsgründe 

(148) Sanktionen (149) Sanktionen für Verstöße gegen nationale Vorschriften (150) Geldbußen (151) 
Geldbußenregelung in Dänemark und Estland (152) Sanktionsbefugnis der Mitgliedsstaaten  
 

https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-148/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-149/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-150/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-151/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-151/
https://dsgvo-gesetz.de/erwaegungsgruende/nr-152/

